
 89. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

am 18. und 19. März 2015 in Wiesbaden 

Entschließung: 

 

Mindestlohngesetz und Datenschutz 

 

Die Umsetzung des Mindestlohngesetzes wirft eine Reihe von datenschutzrechtli-

chen Problemen auf, die einer Klärung bedürfen. 

Unter anderem haftet ein Unternehmen dafür, wenn ein Subunternehmer - und ggf. 

auch dessen Subunternehmer - den Beschäftigten nicht den Mindestlohn zahlt; au-

ßerdem kann ein hohes Bußgeld verhängt werden, wenn der Auftraggeber weiß oder 

fahrlässig nicht weiß, dass Auftragnehmer den Mindestlohn nicht zahlen. Da das 

Mindestlohngesetz nicht bestimmt, wie die Überprüfung durch den Auftraggeber kon-

kret zu erfolgen hat, sichern sich - wie Industrie- und Handelskammern berichten - 

zahlreiche Unternehmen vertraglich durch umfangreiche Vorlagepflichten und Ein-

sichtsrechte in Bezug auf personenbezogene Beschäftigtendaten beim Subunter-

nehmer (z. B. Lohnlisten, Verdienstbescheinigungen usw.) ab. Dies ist in Anbetracht 

der schutzwürdigen Interessen der Beschäftigten weder datenschutzrechtlich ge-

rechtfertigt noch im Hinblick auf die soziale Zielrichtung des Mindestlohngesetzes 

erforderlich.  

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder appelliert 

an den Bundesgesetzgeber, bei der in Aussicht genommenen Überprüfung des Min-

destlohngesetzes stärker auf die Belange des Datenschutzes zu achten. Auch im 

Interesse einer unbürokratischen Lösung sollte der Gesetzgeber klarstellen, dass 

eine schriftliche Erklärung des Auftragnehmers ausreicht, um die Voraussetzungen 

des Mindestlohngesetzes einzuhalten. Dies kann eventuell durch Vertragsstrafenre-

gelungen, Übernahme des Haftungsrisikos durch Bankbürgschaften sowie vertragli-

che Zustimmungsvorbehalte für den Fall der Beauftragung weiterer Subunternehmer 

durch den Auftragnehmer abgesichert werden. Aus Datenschutzsicht sind allenfalls 

stichprobenartige Kontrollen von geschwärzten Verdienstbescheinigungen hinnehm-

bar.  Bei einer Novellierung des Gesetzes, sollte der Gesetzgeber darüber hinaus 

klarstellen, dass Zugriffe des Auftraggebers auf personenbezogene Beschäftigtenda-

ten des Auftragnehmers unzulässig sind. 


